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/// Kritische Anmerkungen eines Juristen

ASYLPOLITIK BRAUCHT GESETZLICH 
GEREGELTE HANDLUNGSANWEISUNGEN

HANS-JÜRGEN PAPIER /// In der Asyl- und Flüchtlingspolitik muss zwischen dem indi-
viduellen Recht auf Schutz vor Verfolgung auf der einen Seite und der Aufnahme von 
Migranten aus humanitären Gründen oder im Sinne einer gesteuerten Migrationspo-
litik auf der anderen Seite unterschieden werden. Wenn die Verfahren zu Asylgewäh-
rung und Einwanderung vermischt werden, kann dies zu erheblichen Fehlern in der 
Integrationspolitik führen und den Frieden in unserem Verfassungsstaat gefährden.

„Demokratie ist gewiss ein preisenswer-
tes Gut, Rechtsstaat aber ist wie das täg-
liche Brot, wie Wasser zum Trinken und 
wie Luft zum Atmen, und das Beste an 
der Demokratie gerade dieses, dass nur 
sie geeignet ist, den Rechtsstaat zu si-
chern.“ Diese vielleicht etwas pathetisch 
klingenden Worte stammen aus dem 
Jahre 1946 und wurden niedergeschrie-
ben von dem bekannten Rechtsphiloso-
phen Gustav Radbruch am Schluss sei-
nes berühmten Aufsatzes „Gesetzliches 
Unrecht und übergesetzliches Recht“.1  
Darin kommt die Erkenntnis zum Aus-
druck, dass Demokratie eine notwendi-
ge, aber keine hinreichende Vorausset-
zung für die Bewahrung von Rechts-
staatlichkeit ist und dass es deshalb über 
die demokratiestaatlichen Vorgaben der 
Verfassung hinaus weiterer Schutzme-
chanismen für die Wahrung einer frei-
heitlichen Verfassungsordnung bedarf.

Definition von Rechtsstaatlichkeit
Der dogmatische Gehalt des Rechts-
staatsbegriffs kann nicht auf einen einfa-
chen definitorischen Nenner festgelegt 
werden. Aber zum unverzichtbaren Be-
standteil einer rechtsstaatlichen Ord-
nung gehört die Rechtsbindung aller 
staatlichen Gewalt. Art. 20 Abs. 3 GG 
drückt das wie folgt aus: „Die Gesetzge-
bung ist an die verfassungsmäßige Ord-
nung, die vollziehende Gewalt und die 
Rechtsprechung sind an Gesetz und 
Recht gebunden.“ Auf dieser Grundlage 
werden die Sozialordnung zur Rechts-
ordnung und das Individuum zum 
Rechtssubjekt.2 Zur Rechtsstaatlichkeit 
gehört mit anderen Worten die Gesetz-
mäßigkeit der Verwaltung ebenso wie 
die Bindung der Gerichte an Gesetz und 
Recht. Während der Vorrang des Geset-
zes zur Folge hat, dass die vollziehende 
Gewalt die bestehenden gesetzlichen Re-
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gelungen beachtet und nicht davon ab-
weicht, stellt der Grundsatz vom Vorbe-
halt des Gesetzes die Verwaltungstätig-
keit in bestimmten Lebensbereichen, 
insbesondere wenn es um Eingriffe in 
Freiheit und Eigentum oder die Rege-
lung von Fragen der Grundrechtsaus-
übung geht, unter den Vorbehalt einer 
gesetzlichen Ermächtigung. Die Exeku-
tive darf also hier nur tätig werden, wenn 
sie durch ein Gesetz oder aufgrund eines 
Gesetzes dazu ermächtigt ist.

Allerdings wird man immer gewisse 
Abstriche am rechtsstaatlichen Postulat 
der uneingeschränkten Herrschaft des 
Rechts machen müssen, wenn Recht auf 
Wirklichkeit trifft, was übrigens ein 
durchaus gewollter und unvermeidbarer 
Vorgang ist. Der Satz „Fiat iustitia et pe-
reat mundus“, frei übersetzt: „Es gelte 
das Recht, und gehe die Welt darüber 
zugrunde“, kann in einem sozialen 
Rechtsstaat auch nicht die uneinge-
schränkte Maxime sein. Aber das, was 
wir in letzter Zeit in Deutschland im Be-
reich Asyl und Migration erleben bzw. 
erlebt haben, ist in dieser Hinsicht doch 
neuartig:3 Noch nie ist in der rechts-
staatlichen Ordnung der Bundesrepu
blik Deutschland und der Europäischen 
Union das Zusammentreffen von Recht 
und Wirklichkeit in solch kritischem 

Umfang zu Lasten der Herrschaft und 
der Durchsetzung des Rechts ausgegan-
gen wie auf diesem Politikfeld. 

Gründe für Asylentscheidungen
Ich kann in diesem Zusammenhang 
hier nicht auf Einzelheiten eingehen, 
aber einige allgemeine Bemerkungen 
seien mir gestattet. Die Asyl- und 
Flüchtlingspolitik in Deutschland 
krankt seit jeher daran, dass sie es ver-
säumte, von vornherein und rechtzeitig 
zwischen dem individuellen Recht auf 
Schutz vor Verfolgung auf der einen Sei-
te und der Aufnahme von Migranten, 
sei es aus humanitären Gründen, sei es 
aus Gründen einer im wohl verstande-
nen Eigeninteresse Deutschlands erfol-
genden Einwanderungspolitik auf der 
anderen Seite, zu unterscheiden. Letzte-
re erfolgte nicht aufgrund verfassungs-
rechtlicher, unionsrechtlicher oder völ-
kerrechtlicher Verpflichtungen, son-
dern aufgrund politischer Ermessens-
entscheidungen, sei es aus humanitären 
Gründen, sei es aufgrund einer bewuss-
ten und gezielten Einwanderungspoli-
tik. Die letztere Entscheidung über Art 
und Umfang der Einwanderung müsste 
wegen ihrer politischen Tragweite vom 
Parlament und durch ein Gesetz getrof-
fen werden. Sie ist von der geltenden 
Asylgesetzgebung jedenfalls nicht mehr 
gedeckt. Denn, wie viel Zuwanderung 
dieses Land verträgt, benötigt oder hin-
zunehmen bereit ist, ist eine politische 
Grundsatzentscheidung, die in einer 
parlamentarischen Demokratie unter 
Heranziehung der bekannten Wesent-
lichkeitsrechtsprechung4 des Bundes-
verfassungsgerichts von dem demokra-
tisch legitimierten Parlament zu treffen 
ist.5 Auch die Länder wären über den 
Bundesrat zu beteiligen. Diese Ent-
scheidung darf auf Dauer nicht von den 

Noch nie war in der rechtsstaatli-
chen Ordnung der Bundesrepublik 
die KLUFT zwischen Recht und 
Wirklichkeit so tief wie derzeit.



Die Asylanträge 
stapeln sich bei 
den Behörden.
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exekutivischen Organen des Bundes im 
Gewand eines scheinbaren Asylrechts-
vollzuges mehr oder weniger paralegal 
getroffen werden.

Konsequenzen
In der Folge der aufgezeigten Fehlent-
wicklung leben in Deutschland sehr vie-
le Ausländer, die den materiellen Status 
als Flüchtling nicht erlangt haben, ihn 
nie erlangen werden oder ihn aufgrund 
unkorrekter, oberflächlicher und eiliger 
Anwendung geltenden Rechts in frag-
würdiger Weise erlangt haben. In den 
beiden ersten Fällen wird neuerdings in 
verstärktem Maße auf eine konsequente 
Ausweisung und Abschiebung verwie-
sen. Der effizientere Einsatz dieser In
strumente ist an sich nicht falsch, das 
Problem kann aber damit nur zu einem 
gewissen Teil gelöst werden. Der Staat 
kann Nicht-EU-Ausländern die voraus-
setzungslose Einreise verweigern und 
sie an der Grenze abweisen. Er kann 
Nicht-EU-Ausländer aber nicht ohne 
Weiteres ausweisen, wenn diese einmal, 
sei es legal, sei es aber auch illegal, in 
sein Hoheitsgebiet gelangt sind. Dem 
Ausländer wächst mit jeden Gebiets-
kontakt ein deutscher Grundrechtssta-
tus zu, der verschiedene und relativ 
hohe Hürden gegen Ausweisungen und 
Abschiebungen errichtet. Von den prak-
tischen Schwierigkeiten möchte ich hier 
einmal ganz absehen, obgleich diese 

vielfach die höheren Hürden ausmachen 
(Stichworte: Fehlen der Papiere, der 
Rücknahmebereitschaft der Heimatlän-
der, Geltendmachung einer Erkran-
kung, etwa psychischer Art, Untertau-
chen oder Identitätswechsel vor der Ab-
schiebung, Fehlen von Personal beim 
Vollzug).

Unterscheidung von Immigranten 
und Asylanten

Die Vermischung von Asylgewährung 
und Einwanderung kann im Übrigen 
auch zu gravierenden Fehlern in der In-
tegrationspolitik führen.6 Von Men-
schen, die legal in dieses Land einwan-
dern, kann und muss eine hohe Integra-
tionsbereitschaft und -fähigkeit erwar-
tet und verlangt werden. Sie wollen und 
sollen dauerhaft Einwohner, ja vielleicht 
sogar Staatsbürger dieses Landes wer-
den. Flüchtlingen im Sinne des interna-
tionalen und nationalen Rechts wird 
hingegen im Grundsatz vorübergehen-
der Schutz vor Verfolgung gewährt, 
nämlich solange, wie die Fluchtgründe 
im Heimatland andauern. Rückkehr-
möglichkeit, Rückkehrwilligkeit, Rück-
kehrbedürftigkeit und Rückkehrnot-
wendigkeit sind so von vornherein mit 
angelegt. Integrationsbereitschaft und 
Integrationserfolge können hier jeden-
falls nicht in gleicher Weise erwartet 
oder verlangt werden wie bei denen, die 
legal und auf Dauer in dieses Land ein-
wandern. Will man Integration sinnvoll 
regeln, muss man die unterschiedlichen 
Integrationsziele festlegen und sich dar-
über im Klaren werden, dass die im 
Zuge der neueren Flüchtlingsbewegun-
gen in dieses Land kommenden Auslän-
der einen höchst unterschiedlichen auf-
enthaltsrechtlichen Status mit unter-
schiedlichen Zeithorizonten haben. Wer 
diese Unterschiede nicht sieht und nicht 

Es ist eine POLITISCHE Grundsatz-
entscheidung, wie viel Zuwanderung 
Deutschland verträgt.
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sehen will, wer insbesondere nicht be-
reit ist, zwischen unberechtigt sich im 
Land aufhaltenden Personen, Flüchtlin-
gen im Rechtssinne und legal zuwan-
dernden Menschen zu unterscheiden, 
wird bei der Integration kurz oder lang 
Schiffbruch erleiden. 

Grenzen der Integrationspflichten
Wenn neuerdings gefordert wird, vom 
Ausländer von Rechts wegen ein Be-
kenntnis zur deutschen Leitkultur und 
eine entsprechende rechtlich sanktio-
nierte Verpflichtung zu deren Beach-
tung zu verlangen, stößt das im Übrigen 
auf verfassungsrechtliche Bedenken.7 
Zum einen ist der Begriff der deutschen 
Leitkultur relativ unbestimmt. Will 
man die deutsche Leitkultur im Sinne 
der Werteordnung des Grundgesetzes 
verstehen, besteht andererseits folgen-
der Vorbehalt: Es ist zwar richtig, dass 
die Grundrechte des Grundgesetzes 
und andere Verfassungsprinzipien Aus-
druck einer normativen Werteordnung 
sind, diese gewährleisten aber gerade 
auch die religiöse und kulturelle Viel-
falt, also nicht Homogenität, sondern 
Pluralität und Heterogenität, selbstver-
ständlich innerhalb der für alle gelten-
den Gesetze. Zu der grundgesetzlichen 
Werteordnung und damit zur Leitkul-
tur gehören eben beispielsweise auch die 
Religions- und die Meinungsfreiheit. 
„Die Bürger sind grundsätzlich auch 
frei, grundlegende Wertungen der Ver-
fassung in Frage zu stellen oder die Än-
derung tragender Prinzipien zu fordern“, 
so das Bundesverfassungsgericht in ei-
nem Beschluss aus dem Jahre 2009.8 Es 
gibt in unserer Verfassung keine Grund-
pflichten, weder für Deutsche noch für 
Ausländer, bis auf die Pflicht, die Geset-
ze und das Gewaltmonopol des Staates 
zu achten.

In jedem Fall gilt: Eine verfehlte und 
aus dem Ruder gelaufene Asyl- und Ein-
wanderungspolitik kann nicht über ein 
„nachgeschobenes“ Integrationsgesetz 
in jeder Hinsicht wieder repariert wer-
den. Es geht eben nicht, mit sogenann-
ten Integrationsgeboten rechtsstaatliche 
Standards partiell preiszugeben. Es gibt 
keine Rechtspflicht aus dem Grundge-
setz zur Loyalität gegenüber dieser Wer-
teordnung, keine Rechtspflicht zur ver-
fassungsfreundlichen Gesinnung; es 
gibt nur die allgemeine, für jedermann 
geltende Rechtspflicht zum Rechtsge-
horsam. 

Unterscheidung zwischen Asyl- und 
Migrationspolitik

Ich fasse zusammen: Es gilt, drei Kom-
plexe zu unterscheiden: Die Asylgewäh-
rung im rechtlichen Sinne. Die freiwilli-
ge Gewährung von Schutz für Flüchtlin-
ge, die sich etwa bereits in Drittstaaten 
aufhielten, aus Gründen der Humanität 
und der Solidarität mit anderen Staaten. 
Und drittens die gesetzlich zugelassene 
und gesetzlich zu regelnde Zuwande-
rung, wenn sie dann auch aus wirt-
schaftlichen und demografischen Grün-
den des eigenstaatlichen Gemeinwohls 
politisch gewollt ist. Die Handhabung 
des Asylrechts muss sich strikt auf das 
konzentrieren, was es leisten kann und 
soll, nämlich aktuell politisch Verfolg-

Die PFLICHT, sich an Rechtsnormen 
zu halten, gilt uneingeschränkt für 
jedermann.
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ten Schutz zu gewähren, also in der Re-
gel durch ein vorübergehendes Aufent-
haltsrecht. 

Darüber hinaus hat natürlich jeder 
Staat die Möglichkeit und das Recht, 
ohne völker- und europarechtliche oder 
innerstaatliche Verpflichtung, weitere 
Personen, die beispielsweise bereits an-
derswo hinreichenden Schutz gefunden 
haben, aufzunehmen. Die Zahl dieser, 
aus humanitären Gründen oder aus 
Gründen der zwischenstaatlichen Soli-
darität Aufzunehmenden kann mit Kon-
tingenten oder Obergrenzen selbstver-
ständlich begrenzt werden. 

Und schließlich kann der Staat dar-
über befinden, in welchen Fällen und 
in welchen Umfang er auch aus eige-
nem Interesse Einwanderung ermög-
licht. Darüber müsste dann das Parla-
ment im Wege einer Einwanderungsge-
setzgebung befinden. Es war und ist ein 
Kardinalfehler der Politik, diese drei 
Aspekte nicht hinreichend zu trennen 
und alles über die damit hoffnungslos 
überforderten und dafür gar nicht  
vorgesehenen Asylverfahren laufen zu  
lassen. 

Die Probleme haben sich auch längst 
nicht erledigt, nur weil sich im Augen-
blick die Flüchtlingszahlen im Verhält-
nis zum Vorjahr verringert haben. Das 
darf uns nicht hindern, immer wieder 
eine rechtsstaatskonforme, vom Rechts-
bewusstsein geleitete Asyl- und Migrati-
onspolitik einzufordern.

Schlussbemerkung
Es ist unbestreitbar, dass auch der Ver-
fassungsstaat auf Dauer von gewissen 
identitätsstiftenden Voraussetzungen 
abhängt, etwa von einer gewissen Ho-
mogenität der Bevölkerung in Sprache, 
Kultur, Werteanschauung und Werte-
bewusstsein. Aber dieser Verfassungs-
staat kann andererseits diese Vorausset-
zungen von Rechts wegen nicht gewähr-
leisten und nicht durchsetzen. Hier ist 
unter anderem eine kluge, auf verfas-
sungsstaatliche Pflege und Vorsorge 
ausgerichtete Asyl- und Migrationspoli-
tik und -gesetzgebung gefordert.  ///

/// �PROF. (EM.) DR. DRES. H. C. 
HANS-JÜRGEN PAPIER

ist ehemaliger Präsident des Bundesver-
fassungsgerichts und entpflichteter Pro-
fessor an der Ludwig-Maximilians-Uni-
versität München.

Das ASYLRECHT soll aktuell politisch 
Verfolgten Schutz gewähren.
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